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§ 23 Forderung in Kindertagespflege

(1) Die Forderung in Kindertagespflege nach MaRgabe von § 24 umfasst die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Kinder-
tagespflegeperson, soweit diese nicht von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen wird, deren fachliche Beratung,
Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die Gewahrung einer laufenden Geldleistung an die Kindertagespflegeperson.

(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 umfasst

1. die Erstattung angemessener Kosten, die der Kindertagespflegeperson fur den Sachaufwand entstehen,

2. einen Betrag zur Anerkennung ihrer Férderungsleistung nach Maflgabe von Absatz 2a,

3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen fir Beitrdge zu einer angemessenen Unfallversicherung sowie die halftige
Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung der Kindertagespflegeperson und

4. die halftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Kranken- und Pflegeversicherung.

(2a) Die Hohe der laufenden Geldleistung wird von den Tragern der o6ffentlichen Jugendhilfe festgelegt, soweit Landesrecht nicht
etwas anderes bestimmt. Der Betrag zur Anerkennung der Férderungsleistung der Kindertagespflegeperson ist leistungsgerecht aus-
zugestalten. Dabei sind der zeitliche Umfang der Leistung und die Anzahl sowie der Foérderbedarf der betreuten Kinder zu beriick-
sichtigen.

(3) Geeignet im Sinne von Absatz 1 sind Personen, die sich durch ihre Personlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft
mit Erziehungsberechtigten und anderen Kindertagespflegepersonen auszeichnen und tber kindgerechte Raumlichkeiten verfligen.
Sie sollen Uber vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege verflgen, die sie in qualifizierten Lehr-
gangen erworben oder in anderer Weise nachgewiesen haben.

(4) Erziehungsberechtigte und Kindertagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung in allen Fragen der Kindertagespflege. Fur
Ausfallzeiten einer Kindertagespflegeperson ist rechtzeitig eine andere Betreuungsmdéglichkeit fir das Kind sicherzustellen. Zusam-
menschliisse von Kindertagespflegepersonen sollen beraten, unterstitzt und geférdert werden.

§ 24 SGB VIII Anspruch auf Foérderung in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege

(1) Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Einrichtung oder in Kindertagespflege zu férdern, wenn
1. diese Leistung fiir seine Entwicklung zur einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Persdnlichkeit
geboten ist oder
2. die Erziehungsberechtigten
a) einer Erwerbstatigkeit nachgehen, eine Erwerbstatigkeit aufnehmen oder Arbeit suchend sind,
b) sich in einer beruflichen BildungsmaRnahme, in der Schulausbildung oder Hochschulausbildung befinden oder
c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhalten.

Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person an die Stelle der Erziehungsberechtigten. Der
Umfang der taglichen Férderung richtet sich nach dem individuellen Bedarf.

(2) Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres Anspruch auf frihkindliche
Forderung in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf Férderung in einer Tageseinrichtung. Die
Trager der oOffentlichen Jugendhilfe haben darauf hinzuwirken, dass flr diese Altersgruppe ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganz-
tagesplatzen zur Verfugung steht. Das Kind kann bei besonderem Bedarf oder ergdnzend auch in Kindertagespflege geférdert
werden.

§ 60 SGB | Angabe von Tatsachen

(1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhalt, hat

1. alle Tatsachen anzugeben, die fir die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des zustandigen Leistungstragers der Erteilung
der erforderlichen Auskiinfte durch Dritte zuzustimmen,

2. Anderungen in den Verhaltnissen, die fiir die Leistung erheblich sind oder (iber die im Zusammenhang mit der Leistung Erkl&run-
gen abgegeben worden sind, unverziiglich mitzuteilen,

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zustandigen Leistungstragers Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage
zuzustimmen.

Satz 1 gilt entsprechend fir denjenigen, der Leistungen zu erstatten hat.
(2) Soweit fur die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke vorgesehen sind, sollen diese benutzt werden.

§ 66 SGB | Folgen fehlender Mitwirkung

(1) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhalt, seinen Mitwirkungspflichten nach §§ 60 bis 62, 65 nicht nach und
wird hierdurch die Aufklarung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungstrager ohne weitere Ermittlungen die Leistung
bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht
nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich die Auf-
klarung des Sachverhalts erheblich erschwert.

(2) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedurftigkeit, wegen Arbeitsunfahigkeit, wegen Gefahrdung oder Minde-
rung der Erwerbsfahigkeit, anerkannten Schadigungsfolgen oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhalt, seinen Mitwirkungs-
pflichten nach §§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter Wirdigung aller Umstande mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass deshalb
die Fahigkeit zur selbstandigen Lebensfiihrung, die Arbeits-, Erwerbs- oder Vermittlungsfahigkeit beeintrachtigt oder nicht verbessert
wird, kann der Leistungstrager die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen.

(3) Sozialleistungen dirfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen werden, nachdem der Leistungsberechtigte auf
diese Folge schriftlich hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen Frist
nachgekommen ist.

Stand: Januar 2022 / www.stuttgart.de/kindertagespflege Jugendamt Stuttgart, 51-00-20 KTP



	Auszüge aus dem Gesetzestext
	§ 23 Förderung in Kindertagespflege
	§ 24 SGB VIII Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege
	§ 60 SGB I Angabe von Tatsachen
	§ 66 SGB I Folgen fehlender Mitwirkung


